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sonst ständig an die Vertreibung erinnert würden. Gleichzeitig 
verdienten sie mit der Plantagenarbeit weniger als früher 
durch ihre selbstständige Landwirtschaft. Der Lohn reiche 
nicht zur Bestreitung des Lebensunterhalts.

In Artikel 11 des UN-Sozialpakts ist das Recht aller Menschen 
verfasst, gegen Hunger geschützt zu sein. Im Allgemeinen 
Rechtskommentar Nr. 12 hat der UN-Ausschuss für wirtschaft-
liche, soziale und kulturelle Rechte (UN-Sozialausschuss), der 
die Einhaltung des UN-Sozialpakts überwacht, das Menschen-
recht auf angemessene Nahrung folgendermaßen definiert: 

„Das Recht auf angemessene Nahrung ist verwirklicht, 
wenn jeder Mann, jede Frau und jedes Kind allein oder in 
Gemeinschaft mit anderen zu jeder Zeit physischen und 
wirtschaftlichen Zugang zu angemessener Nahrung oder 
Mitteln für ihren Erwerb haben. Das Recht auf angemessene 
Nahrung soll daher nicht in engem oder eingeschränkten 
Sinn von Mindestmengen an Kalorien, Eiweißen oder 
anderer besonderen Nährstoffen verstanden werden.“ 

Das Recht auf angemessene Nahrung darf also nicht gleich-
gesetzt werden mit Nahrungsmittelhilfe. Es ist vielmehr 
ein Recht auf Zugang zu den Mitteln, um ausreichende und 
angemessene Nahrung zu produzieren oder zu kaufen. Land 
und Wasser sind dazu ein wesentliches Mittel. Durch die 
Vertreibung verloren die Betroffenen ihren Zugang zu Land, 
ohne dass ihnen eine (akzeptable) Alternative geboten wurde. 
Sie litten unmittelbar nach der Vertreibung akuten Hunger 
und viele Familien können sich aufgrund der fehlenden Ent-
schädigung auch 12 Jahre nach der Vertreibung noch nicht 
wieder ausreichend ernähren. Ihr Menschenrecht auf Nahrung 
wurde und wird verletzt.

4.2| Verletzung des Rechts auf Wohnung

Bei der Vertreibung wurden die Häuser der Betroffenen mit-
samt ihrem Mobiliar zerstört. Ihnen wurden keine alternativen 
Wohnmöglichkeiten angeboten, sodass sie schutzlos im Wald 
kampieren mussten. Auch später wurde ihnen von der ugan-
dischen Regierung keine Unterstützung für den Bau neuer 
Häuser angeboten. Kaweri nahm deswegen zwar Kontakt mit 
der Organisation Habitat International auf. Die winkte jedoch 
ab, als sie erfuhr, dass die Vertriebenen keine Besitzrechte 
an ihrem neu besiedelten Land haben.

Das Recht auf angemessene Unterbringung ist in Artikel 11 
des UN-Sozialpakts verfasst. Der UN-Sozialausschuss betrach-
tet gewaltsame Vertreibungen grundsätzlich als Verletzung 
des Rechts auf angemessene Unterbringung. Der Ausschuss 
definiert gewaltsame Vertreibung als 

„ständige oder vorübergehende Entfernung von Einzelper-
sonen, Familien und/oder Gemeinden gegen ihren Willen 
von ihren Häusern oder Ländereien, auf denen sie leben, 
ohne die Bereitstellung und Zugang zu angemessenen For-
men von legalem oder anderem Schutz. Das Verbot gewalt-
samer Vertreibungen ist nicht anwendbar auf gewaltsame 
Vertreibungen, die in Übereinstimmung mit dem Gesetz und 
den Menschenrechtspakten durchgeführt wird.“71 

Das Recht auf angemessene Unterbringung der Vertriebenen 
wurde daher verletzt.

Darüber hinaus wurde durch das gewaltsame Eindringen 
der Soldaten ohne richterlichen Beschluss das Recht der 
Vertriebenen auf Privatsphäre verletzt, das in Artikel 17 
des UN-Pakts über bürgerliche und politische Rechte (UN-
Zivilpakt) verfasst ist:

„(1) Niemand darf willkürlichen oder rechtswidrigen Ein-
griffen in sein Privatleben, seine Familie, seine Wohnung 
und seinen Schriftverkehr oder rechtswidrigen Beeinträch-
tigungen seiner Ehre und seines Rufes ausgesetzt werden.
(2) Jedermann hat Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen 
solche Eingriffe oder Beeinträchtigungen.“

Da durch die Vertreibung, wie dargestellt, eine Reihe von 
Menschenrechten verletzt wurde, stand sie nicht in Überein-
stimmung mit den Menschenrechtspakten.

4.3| Verletzungen des Rechts auf Gesundheit  
 und körperliche Unversehrtheit

Infolge der Vertreibung kam es zu einigen Todesfällen. Eine 
Schwangere verlor ihr ungeborenes Kind, ein Mann erlag 
seinen Verletzungen durch heruntergefallene Steine72. Da 
die Nahrungsmittelvorräte der Vertriebenen zerstört und 
geplündert worden waren, sie weder Zugang zu Trinkwasser-
quellen noch Möglichkeiten zum Abkochen von Wasser hatten, 
starben einige Kinder an Hunger und Durchfallerkrankungen. 
Weitere Kinder starben an Malaria, da die Familien während 
der Regenzeit, wenn die den Erreger übertragende Anopheles-
Mücke besonders aktiv ist, schutzlos in den angrenzenden 
Wäldern kampieren mussten. Die einzige private medizinische 
Ambulanz wurde bei der Vertreibung zerstört, ohne dass die 
Regierung dafür Ersatz anbot. Die nächste Apotheke befand 
sich zehn Kilometer entfernt. Als Ergebnis der unhaltbaren 
hygienischen Situation und mangelnden medizinischen Ver-
sorgung stieg die Sterblichkeit in der Zeit nach der Vertreibung 
deutlich an. Zwar zahlte Kaweri der Diözese von Mityana im 
Dezember 2001 umgerechnet 2.000 Euro für die Verteilung von 
Decken, Lebensmittelgutscheinen und erster Hilfe. Diese Hilfe 
reichte jedoch offensichtlich nicht aus, um die gravierenden 
Folgen der Vertreibung ausreichend zu mildern.
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Artikel 12 Abs.1 des UN-Sozialpakts lautet: 

„Die Vertragsstaaten erkennen das Recht eines jeden auf 
das für ihn erreichbare Höchstmaß an körperlicher und 
geistiger Gesundheit an.“ 

Im Allgemeinen Rechtskommentar Nr. 14 Abs. 11 beschreibt 
der UN-Sozialausschuss das Recht auf Gesundheit als ein 
umfassendes Recht, das sich nicht nur auf angemessene 
Gesundheitsversorgung bezieht, sondern auch den Zugang 
zu Trinkwasser und Sanitäranlagen, das Angebot sicherer 
Nahrungsmittel und Unterbringung sowie einer gesunden 
Umgebung mit einschließt. Weiterhin müssen Einrichtungen 
zur Krankenversorgung, Trinkwasser und Sanitäranlagen für 
alle zugänglich, annehmbar und von hoher medizinischer 
Qualität sein, auch in ländlichen Regionen. Für den Zugang 
zu Einrichtungen zur Krankenversorgung gelten die vier 
Kriterien:

• das Verbot jeglicher Diskriminierung,
• die Erreichbarkeit (physischer Zugang), 
• die Bezahlbarkeit (wirtschaftlicher Zugang) und 
• der Zugang zu Gesundheitsinformationen. 

Durch die Vertreibung haben sich diese Bedingungen für 
das erreichbare Höchstmaß an Gesundheit der Vertriebenen 
drastisch verschlechtert. Dies hat sich auch in den erhöhten 
Todesfällen und Erkrankungen niedergeschlagen. Ihr Recht 
auf das für sie erreichbare Höchstmaß an körperlicher und 
geistiger Gesundheit wurde folglich verletzt.

4.4| Verletzung des Rechts auf Bildung

Da die Gebäude der Kitemba Primary School von Kaweri als 
Geschäftsstelle in Beschlag genommen wurden und das neue 
Schulgebäude erst ein Jahr nach der Vertreibung fertig gebaut 
war, konnten die SchülerInnen in dieser Zeit nicht zur Schule 
gehen. Ungefähr ein Drittel der vorherigen SchülerInnen 
brach den Unterricht ganz ab. Darüber hinaus war die Schule 
zunächst von deutlich schlechterer baulicher Qualität als die 
alte und auch kleiner. Aufgrund der geringeren Größe hatte 
sie statt wie vorher sieben nur noch fünf Jahrgänge, so dass 
es den Kindern in den ersten Jahren nach der Vertreibung 
nicht mehr möglich war, dort einen Abschluss zu machen. 
Der Schulbau war von Kaweri mit 16.000 Euro unterstützt 
worden. Kaweri hat auch Teile des Mobiliars gespendet. 
Die nötigen Verbesserungsmaßnahmen wurden 2009 von 
der Nichtregierungsorganisation ActionAid International 
mit Spendengeldern finanziert. Darüber hinaus fehlt den 
vertriebenen Familien das Geld, um ihre Kinder auf die wei-
terführende Schule (Secondary School) zu schicken, für deren 
Besuch Schulgeld gezahlt werden muss. Laut Aussagen eines 
damaligen Schülers sank unter den Vertriebenen die Zahl der 
SchülerInnen weiterführender Schulen nach der Vertreibung 
von etwa 100 auf 2073.

In Artikel 13 des UN-Sozialpakts ist das Recht auf Bildung 
verfasst. Darin heißt es in Absatz 2: 

„Die Vertragsstaaten erkennen an, dass im Hinblick auf 
die volle Verwirklichung dieses Rechts a) der Grundschul-
unterricht für jedermann Pflicht und allen unentgeltlich 
zugänglich sein muss; (...)“ 

In seinem Allgemeinen Rechtskommentar Nr. 1374 hat der UN-
Sozialausschuss das Recht auf Bildung dann für verwirklicht 
erklärt, wenn 

• funktionierende Bildungseinrichtungen und -programme 
 in ausreichender Menge zur Verfügung stehen und 
• Bildungseinrichtungen und -programme für jeden ohne 
 Diskriminierung physisch und wirtschaftlich zugänglich 
 sind und 
• Form und Inhalt der Bildung, einschließlich der Lehrpläne
 und der Unterrichtsmethoden, von den SchülerInnen und, 
 in angemessenen Fällen, von den Eltern akzeptiert werden
 und
• Bildung flexibel ist, damit sie sich den Bedürfnissen 
 sich verändernder Gesellschaften und Gemeinden an-  
 passen kann und auf die Bedürfnisse der SchülerInnen mit  
 ihren verschiedenen sozialen und kulturellen Hintergrün- 
 den reagieren kann.

Das Recht auf Bildung vieler schulfähiger Kinder und Jugend-
licher der Vertriebenen wurde und wird verletzt. Denn 
zum einen wurde die Grundschule Kitemba Primary School 
geschlossen, ohne dass es für die SchülerInnen unmittelbar 
ein Alternativangebot gab. Zum anderen können seit der Ver-
treibung viele Familien das Schulgeld für die weiterführende 
Schule (Secondary School) nicht mehr aufbringen.

4.5| Verletzung des Rechts auf Teilhabe am  
 kulturellen Leben

Besonders schwer wog für die Menschen auch die Zerstö-
rung der vorherigen dörflichen Gemeinschaften und der 
Familien strukturen. Um nach der Vertreibung ein Mindest-
maß an Schutz zu haben, mussten sie sich auf verschiedene 
Unterkünfte von Verwandten verteilen oder auf engstem 
Raum zusammenleben. Eltern mussten zum Teil mit ihren 
erwachsenen Kindern in einem Bett schlafen, was bei den 
Baganda als Tabu gilt. 

Auch der Verlust der Begräbnisstätten ihrer Vorfahren belastet 
die Vertriebenen. Kaweri hatte sie am 20.11.2001 aufgefor-
dert, die Toten bis zum 22.12.2001 umzubetten. Da in Uganda 
die Toten traditionell auf den Familiengrundstücken begraben 
werden, die Vertriebenen aber keine (akzeptablen) neuen 
Grundstücke erhalten hatten, wussten sie nicht, wohin sie 
die Leichname umbetten sollten. Sie haben sie daher entge-
gen ihrer Kultur verbrannt. Mit der Verbrennung haben die  
Familien ihre Heimat verloren, die sie an den Grabstätten 
ihrer Vorfahren verorten. Darüber hinaus bereitet auch die 
Ungewissheit ihrer eigenen Begräbnisstätte vielen Betrof-
fenen Sorge. 

In Art. 15 Abs. 1 des UN-Sozialpakts ist das Recht jedes 
Menschen auf Teilhabe am kulturellen Leben verfasst. In 
Abs. 13 des Allgemeinen Rechtskommentars Nr. 21 hat der 
UN-Sozialausschuss den Begriff „Kultur“ interpretiert. Er 
umschließt in diesem Zusammenhang alle Lebensweisen, da-
runter auch Riten, Gewohnheiten und Traditionen, mit denen 
Einzelpersonen und Gemeinschaften ihrem Menschensein 
Ausdruck und ihrer Existenz Sinn verleihen75. Dadurch, dass 
Vertriebene sich genötigt sahen, Tabus ihrer Gemeinschaft 
zu verletzen, und gezwungen waren, die Begräbnisstätten 
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ihrer Vorfahren und Familienangehörigen zurückzulassen, ist 
folglich ihr Recht auf Teilhabe am kulturellen Leben verletzt 
worden. 

4.6| Widerstand der Vertriebenen und das  
 Gerichtsverfahren

Viele Vertriebene bauten am Rande der Plantage aus eigener 
Kraft die neue Siedlung Kyengeza und neue Existenzen auf. 
2.041 von ihnen organisierten sich nach der Vertreibung in der 
Gruppe Wake Up And Fight For Your Rights, Madudu Group, die 
um die Anerkennung ihrer Landrechte und um Entschädigung 
kämpft. Sie dokumentierten zunächst die Namen der betrof-
fenen Familien und den Verlust ihres Besitzes. Dann wandten 
sie sich an das Parlament, an den Minister für Wasser, Land 
und Umwelt, den Minister im Präsidialamt sowie die Ugan-
dische Menschenrechtskommission (Uganda Human Rights 
Commission). Anstatt jedoch Unterstützung zu bekommen, 
berichtet der Schulleiter der Kitemba Primary School, Peter 
Kayiira, dass er im Januar 2003 vom Staatsminister für Land-
fragen am Telefon bedroht wurde. Der damalige Minister im 
Präsidialamt, Prof. Gilbert Bukenya, sagte den Vertriebenen 
die Einsetzung eines zehnköpfigen Komitees zu, um den Fall 
zu lösen. Es wurde jedoch nie einberufen. Die ugandische 
Menschenrechtskommission lehnte die Beschäftigung mit 
dem Fall mit der Begründung ab, dass sie für Landfragen 
nicht zuständig sei.

Nachdem ihre Versuche, auf politischem Weg Hilfe zu er-
halten, gescheitert waren, verklagten die Vertriebenen am  

15. August 2002 die ugandische Regierung und Kaweri beim 
Hohen Gericht (High Court) in Kampala. 

Kaweri versuchte, das Gerichtsverfahren zu verhindern. Das 
Unternehmen beantragte zu Beginn bei Gericht, dass die 
Vertriebenen für den Fall, dass sie den Prozess verlören, eine 
Kaution für die Begleichung von Kaweris Anwaltskosten hinter-
legen müssten. Im Juli 2003 gab das Gericht dem Antrag statt 
und entschied, dass die KlägerInnen innerhalb eines Monats 
20 Millionen Ugandische Schilling, damals etwa 9.000 Euro 
hinterlegen mussten. Eine kaum zu bewältigende Aufgabe 
für die Vertriebenen, die mit dem Überleben kämpften. Ohne 
die Unterstützung der Nichtregierungsorganisation ActionAid 
hätten sie die Summe nicht aufbringen können und folglich 
keinen Zugang zur Justiz gehabt. 

Auch das Gericht selbst hat die Verschleppung des Verfahrens 
betrieben. So fand die erste Anhörung zur Sache erst im 
Dezember 2006 statt, vier Jahre, nachdem die Vertriebenen 
die Klage eingereicht hatten. Die zuständigen RichterInnen 
wurden sechs Mal ausgewechselt. Vielfach fielen die ange-
setzten Gerichtstermine aus, ohne dass die Vertriebenen 
rechtzeitig darüber informiert wurden. 

Nachdem das Verfahren schließlich begonnen hatte, bean-
tragte Kaweri 2007, aus dem Verfahren entlassen zu werden 
und bezweifelte, dass die fünf Kläger berechtigterweise für 
2.041 Vertriebene sprechen könnten. Diese Anträge wurden 
vom Gericht jedoch abgelehnt. Nach dieser Ablehnung sind 
Kaweris Anwälte zu sechs von vierzehn Gerichtsterminen nicht 
erschienen und haben damit zur Verzögerung des Verfahrens 
beigetragen – ohne dass dies eine ernsthafte Rüge seitens 
des Gerichts nach sich gezogen hätte.

Anders als die Firma Neumann es darstellt, haben die Vertrie-
benen und ihr Anwalt dagegen jeden Termin wahrgenommen, 
obwohl sie oft vergeblich anreisten, weil eine Reihe von 
Gerichtsterminen kurzfristig abgesagt wurde. Einzige Aus-
nahme war der Termin am 30.3.2012, an dem das Gericht die 
Verhandlung um zwei Stunden vorverlegt hatte, ohne die 
Vertriebenen darüber in Kenntnis zu setzen.

Die Staatsanwaltschaft blockierte das Verfahren ebenfalls 
durch Fehlen oder indem ihr Vertreter unvorbereitet zu den 
Verhandlungen erschien. 

Ugandische Behörden versuchten darüber hinaus Peter Kayii-
ra, den Schulleiter der Kitemba Primary School und Sprecher 
der Vertriebenen, mundtot zu machen. Sie beschuldigten ihn, 
öffentliche Gelder veruntreut zu haben. Er wurde daraufhin 
ohne vorherige Anhörung im Januar 2005 verhaftet und kam 
erst mit dem Freispruch am 25. Juni desselben Jahres wieder 
frei. Obwohl das Gericht ihn voll rehabilitierte, wurde er an 
eine entfernte Schule versetzt. Aufgrund der Verfahrens fehler 
vor der Verhaftung kann von einer politisch motivierten Ver-
haftung ausgegangen werden.

Parallel zum Gerichtsverfahren haben die Vertriebenen der 
Neumann Gruppe und der ugandischen Regierung immer 
wieder eine außergerichtliche Einigung vorgeschlagen und 
auch das Auswärtige Amt dafür um Unterstützung gebeten. 
Dieser Vorschlag wurde jedoch weder von dem Unternehmen 
noch von der Regierung aufgegriffen76.
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Erst am 28. März 2013, fast elf Jahre nach Einreichung der 
Klage, hat das Hohe Gericht in Kampala das erste Urteil 
gesprochen. Der Richter spricht darin den Vertriebenen Ent-
schädigungen in Höhe von insgesamt rund elf Millionen Euro 
zu und rügt die Neumann Gruppe harsch für die Verletzung ihrer 
menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht: Diese hätte die Pflicht 
gehabt, „sicherzustellen, dass unsere einheimische Bevölke-
rung nicht ausgebeutet wird [und] die Menschenrechte und 
die Werte der Bevölkerung respektieren werden“. Weiterhin 
hätten die deutschen Investoren „das Land nicht überneh-
men sollen, bevor sie sich selbst davon überzeugen konnten, 
dass die Siedler angemessen entschädigt, umgesiedelt und 
angemessen informiert wurden.“77 

Auch wenn der Richter damit der Argumentation der Vertrie-
benen folgt, ist seine Konsequenz daraus bizarr: Nicht Kaweri 
wird zu Entschädigungszahlungen verurteilt, sondern die 
Rechtsanwälte des Unternehmens, die Kaweri falsch beraten 
haben sollen. Im gängigen Rechtsverständnis kann allerdings 
niemand verurteilt werden, der nicht angeklagt war. 

Ebenso unverständlich ist, dass der Richter dem ugandischen 
Staat und der ugandischen Investitionsbehörde (UIA) kei-
nerlei Schuld zuspricht. Der Staat habe die Vertreibung nicht 
initiiert und die UIA sei ebenfalls nur Opfer ihrer Rechtsanwäl-
te – derselben wie Kaweri. Der Forderung der Vertriebenen, 
ihr Land zurückzubekommen, da die Vertreibung illegal war, 
entspricht der Richter insofern, als dass er erlaubt, dass sie 
ihre Besitzrechte sowohl ins Grundbuch als auch in Kaweris 
Pachtvertrag eintragen lassen können. An ihrer Lebenssitu-
ation hat dies aber bisher nichts geändert, denn Kaweri hat 
im August 2013 gegen das Urteil Berufung eingelegt. Es wird 
somit nicht vollstreckt. Der Kampf der Vertriebenen um ihr 
Land ist damit, trotz eines lange ersehnten Etappensieges, 
noch lange nicht ausgefochten.

Auch wenn inzwischen ein erstes Urteil gesprochen worden 
ist, lässt die Dauer des Verfahrens Zweifel aufkommen, ob 
das Recht der Vertriebenen auf Zugang zu Justiz respektiert 
wurde und wird. Dieses Recht ist in Art. 14 Abs. 1 des UN-
Zivilpakts verfasst: „Jedermann hat Anspruch darauf, dass 
über eine gegen ihn erhobene strafrechtliche Anklage oder 
seine zivilrechtlichen Ansprüche und Verpflichtungen durch 
ein zuständiges, unabhängiges, unparteiisches und auf Gesetz 
beruhendes Gericht in billiger Weise und öffentlich verhandelt 
wird.“ Der UN-Menschenrechtsausschuss erläutert in seinem 
Allgemeinen Rechtskommentar Nr. 13, dass diese Bedingun-
gen für alle Gerichte gleichermaßen gelten78. Angesichts 

• der häufigen Verschiebungen von Gerichtsterminen und 
 Auswechslung der RichterInnen,
• der Ankündigung des RDC, dass die Regierung im Falle  
 einer Klage der Vertriebenen wisse, wie sie das Gerichts- 
 verfahren auf 30 Jahre ausdehnen könne,
• der relativ kurzen Zeitspanne von zwei Jahren, in denen 
 der zuletzt zuständige Richter in der Lage war ein Urteil 
 zu sprechen (April 2011 bis März 2013: Entscheidung für  
 eidesstattliche Erklärungen der vorletzten Richterin sowie 
 Zuständigkeit des Richters),
• sowie der Berichte über generelle Einflussnahme der 
 Regierung auf Gerichte (s. Kapitel 3), 

muss angezweifelt werden, dass das Gericht unabhängig 
vorgegangen ist. 

4.7| Das OECD-Verfahren

Um die Neumann Kaffee Gruppe stärker in die Verantwortung 
zu nehmen, reichte Wake Up And Fight For Your Rights, Madudu 
Group im Juni 2009 gemeinsam mit FIAN eine Beschwerde 
wegen Verletzung der OECD-Leitlinien für Multinationale 
Unternehmen bei der deutschen Nationalen Kontaktstelle 
(NKS) ein. Die deutsche NKS ist in der Abteilung Außenwirt-
schaftsförderung des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Technologie angesiedelt. Zuvor hatten sich die Vertriebenen 
mehrfach vergeblich sowohl an das Unternehmen als auch an 
die deutsche Bundesregierung mit der Bitte gewandt, einen 
Dialog der Konfliktparteien zu unterstützen79. Die Erwartung 
an die NKS lautete:

ein faires und transparentes Mediationsverfahren zwi-
schen den VertreterInnen der Vertriebenen, FIAN und 
der Neumann Kaffee Gruppe mit dem Ziel einer Einigung 
durchzuführen.

Von der Neumann Gruppe forderten die Vertriebenen:

• in einen Dialog mit den Vertriebenen einzutreten und zu  
 einer Einigung beizutragen,
• an der Beschleunigung des Gerichtsverfahrens mitzu- 
 wirken,
• innerhalb ihrer Möglichkeiten auf die ugandische Regie- 
 rung einzuwirken, mit dem Ziel, dass sich die ugandische  
 Regierung an einem Dialog mit den Beschwerdeführern 
 und Kaweri Coffee Plantation/Neumann Gruppe beteiligt
 und
• an diesem Drei-Parteien-Dialog mit der ugandischen 
 Regierung und den Vertriebenen teilzunehmen.

Erst nach anderthalb Jahren, am 8. Dezember 2010, kam das 
erste Gespräch zwischen VertreterInnen der Neumann Gruppe, 
der Vertriebenen und FIAN in Berlin im Beisein von Vertrete-
rInnen mehrerer Ministerien zustande, obwohl der Sprecher 
der Vertriebenen in der Zwischenzeit mehrfach in Deutschland 
gewesen war. Überraschenderweise erklärte der Leiter der 
NKS bei diesem Treffen den Abschluss des Verfahrens. Ein 
Mediationsverfahren fand nicht statt. Der Dialog zwischen der 
Neumann Gruppe und den Vertriebenen wurde abgebrochen, 
bevor er begonnen hatte. Ein Drei-Parteien-Dialog mit der 
ugandischen Regierung fand überhaupt nicht statt. 

Die NKS beendet das Verfahren mit der vorgesehenen öf-
fentlichen Stellungnahme. Darin behauptete sie, dass das 
Unternehmen die Forderungen der Vertriebenen erfüllt habe 
und verdrehte die Tatsachen, indem es die Vertriebenen dazu 
aufforderte, das Gerichtsverfahren zu unterstützen. Die 
Vertriebenen und FIAN wurden aufgefordert, ihre Öffent-
lichkeitsarbeit zu dem Fall einzustellen. FIAN hat sowohl die 
Einstellung des Verfahrens als auch den Inhalt der abschlie-
ßenden Stellungnahme scharf verurteilt80. 

In einem Brief des ehemaligen Entwicklungsministers Dirk 
Niebel vom Juni 2013 an FIAN zu diesem Vertreibungsfall 
wiederholt er die Aufforderung, dass FIAN seine Öffent-
lichkeitsarbeit dazu einstellen soll mit Verweis auf das 
abgeschlossene OECD-Verfahren. Dieses habe ergeben, dass 
der Neumann Gruppe in diesem Fall kein Vorwurf gemacht 
werden könne. Auch die Neumann Gruppe wäscht ihre Hände 
mit dem Verweis auf das OECD-Verfahren in Unschuld. FIAN 
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hatte bereits 2011 die Bundesregierung und den Bundestag 
aufgefordert, das Zustandekommen dieses Abschlusses des 
Verfahrens und einen möglichen Interessenkonflikt der NKS zu 
untersuchen. Angesichts der Beobachtung, dass die abschlie-

kulturelle Teilhabe, die durch die Vertreibung zugunsten der 
Kaweri Kaffeeplantage verletzt worden sind. Im Folgenden 
werden exemplarisch die sich daraus ergebenden menschen-
rechtlichen Pflichten des ugandischen Staats hinsichtlich des 
Rechts auf Nahrung und der Durchführung von Zwangsver-
treibungen dargestellt.

In Art. 11 Abs. 2 des Pakts ist das grundlegende Recht eines 
jeden Menschen verfasst, frei von Hunger zu sein. Gemäß 
dem Allgemeinen Rechtskommentar Nr. 12, in dem der 
ExpertInnen-Ausschuss des Pakts das Recht auf Nahrung 
definiert hat, ist das Recht auf Nahrung grundlegend für die 
Erfüllung vieler anderer Menschenrechte und daher unmit-
telbar mit der Menschenwürde und mit sozialer Gerechtigkeit 
verknüpft. Demnach gilt das Recht auf Nahrung dann als 
erfüllt, wenn „jeder Mann, jede Frau und jedes Kind, einzeln 
oder gemeinsam mit anderen, jederzeit physisch und wirt-
schaftlich Zugang zu angemessener Ernährung oder Mitteln 
zu ihrer Beschaffung hat.“ Die Pflicht, das Recht auf Nahrung 
zu respektieren, bedeutet, dass die Vertragsstaaten keine 
Maßnahmen ergreifen durch die der bestehende Zugang zu 
Nahrung verhindert wird. Die Pflicht, das Recht auf Nahrung 
zu schützen, bedeutet, dass die Vertragsstaaten sicherstel-
len müssen, dass der bestehende Zugang ihrer Bevölkerung 
zu Nahrung durch Unternehmen oder Einzelpersonen nicht 
verhindert wird.

Verletzungen des Rechts auf Nahrung können durch staatliche 
Maßnahmen oder durch andere Rechtskörperschaften, die 
unzureichend durch den Staat reguliert werden, verursacht 
werden. Im Falle von Verletzungen des Rechts auf Nahrung 
sollen die Opfer sowohl auf nationaler als auch auf inter-
nationaler Ebene Zugang zu wirksamen gerichtlichen oder 
anderen geeigneten Rechtsbehelfen haben. Alle Opfer von 
Verletzungen des Rechts auf Nahrung haben demnach einen 
Anspruch auf angemessene Wiedergutmachung.

Gemäß des Allgemeinen Rechtskommentars Nr. 783 des UN-
Sozialausschusses zu Zwangsvertreibungen müssen Staaten 
in diesen Fällen ein strenges Verfahren einhalten, um ihren 
menschenrechtlichen Pflichten zu genügen:

a) die Betroffenen müssen ernsthaft konsultiert werden;

b) alle Betroffenen müssen frühzeitig und vernünftig 
vor dem vorgesehenen Datum der Vertreibung informiert 
werden;

c) alle Betroffenen müssen rechtzeitig über die vorge-
schlagenen Vertreibungen und über den Zweck, für den 
das Land oder die Wohnungen genutzt werden sollen, 
informiert werden;

ßende Erklärung trotz gegenteiliger Fakten als Amnestie für 
das Unternehmen verwendet wird, scheint diese Unter suchung 
umso notwendiger zu sein.

Menschenrechten von Individuen stehen menschenrechtliche 
Staatenpflichten und die Verantwortung von Unternehmen 
gegenüber. Staaten, die internationale Menschenrechtsab-
kommen ratifiziert haben, sind grundsätzlich dazu verpflich-
tet, die darin formulierten Menschenrechte zu respektieren, 
zu schützen und zu gewährleisten. Dies gilt nicht nur im 
Inland, sondern auch bei Auswirkungen staatlichen und un-
ternehmerischen Handelns auf Menschenrechte im Ausland. 
Dieses Konzept der extraterritorialen Staatenpflichten wird 
vom UN-Sozialausschuss in seinen Allgemeinen Kommentaren 
anerkannt.

Für den UN-Sozialpakt hat ein internationales JuristInnen-
Konsortium die extraterritorialen Pflichten von Staaten in 
den Maastrichter Prinzipien81 ausgeführt. Staaten müssen 
demnach zum einen sicherstellen, dass durch ihre eigenen 
außen- und entwicklungspolitischen Maßnahmen Menschen-
rechte in anderen Staaten nicht verletzt werden. Zum anderen 
müssen sie auch dafür sorgen, dass Wirtschaftsunternehmen 
unter ihrer gesetzgeberischen Hoheit und deren Tochterun-
ternehmen bei ihren Auslandsaktivitäten Menschenrechte 
der dortigen Bevölkerungen respektieren. Wurden dennoch 
Menschenrechte verletzt, müssen sie demnach den Opfern 
gerichtliche und außergerichtliche Möglichkeiten zur Wie-
dergutmachung bieten.

In den UN Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte 
(UN-Leitprinzipien), die 2011 einstimmig vom Menschen-
rechtsrat der Vereinten Nationen beschlossen wurden, wird 
unter anderem die menschenrechtliche Sorgfaltspflicht von 
Unternehmen ausgeführt. Demnach tragen diese Verantwor-
tung dafür, dass durch ihr Handeln und das Handeln ihrer 
Tochterunternehmen Menschenrechte weder direkt noch 
indirekt verletzt werden. Sie sollen darüber hinaus wirksame 
Instrumente zur Bearbeitung von Beschwerden und Wieder-
gutmachung nach Menschenrechtsverletzungen entwickeln 
und umsetzen. Diese sollen Teil einer Unternehmensstrategie 
zur menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht sein. Die Pflichten 
der Staaten, Menschenrechte gegen Übergriffe von Unterneh-
men zu schützen und den Opfern von Menschenrechtsverlet-
zungen Zugang zu Rechtsmitteln zu ermöglichen, haben in 
den UN-Leitlinien ebenfalls zentrale Bedeutung82. 

5.1| Ugandas menschenrechtliche Pflichten

Uganda hat den UN-Sozialpakt und den UN-Zivilpakt ra-
tifiziert. Es ist daher als Vertragsstaat verpflichtet, diese 
Rechte seiner Bevölkerung zu respektieren, zu schützen und 
zu gewährleisten. Diese Pflichten gelten also hinsichtlich 
der in Kapitel 4 dargestellten Rechte der Vertriebenen auf 
angemessene Nahrung, Wohnen, Gesundheit, Bildung und 

5| Menschenrechtliche Verantwortung und Pflichten
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d) insbesondere wenn Personengruppen involviert sind, 
müssen Regierungsangehörige oder ihre VertreterInnen 
während einer Vertreibung anwesend sein;

e) alle Personen, die die Vertreibung durchführen, müssen 
eindeutig zu identifizieren sein;

f) Vertreibungen dürfen nicht während besonders schlech-
tem Wetter oder nachts durchgeführt werden, außer die 
Betroffenen haben dem ausdrücklich zugestimmt;

g) für rechtmäßige Wiedergutmachung muss gesorgt sein;

h) wenn möglich, soll Personen, die Wiedergutmachung 
vor Gericht suchen, rechtlicher Beistand gewährt werden.

 
Verletzung der Respektierungspflicht

Durch die gewaltsame Vertreibung der BewohnerInnen der 
Dörfer Luwunga, Kitemba, Kijjunga und Kiryamakobe durch 
die Uganda Peoples Defence Force (UPDF) hat die ugandische 
Regierung unter anderem deren Rechte auf Nahrung, Wasser, 
Wohnen, Gesundheit und Bildung und Teilhabe am kulturel-
len Leben verletzt. Gemäß der schriftlichen Stellungnahme 
vom 24.9.2005 des Einsatzleiters des Militärs wurde die 
Armee vom Resident District Commissioner (RDC) in Mubende 
angefordert84. 

Diese Menschenrechtsverletzungen stellen im Fall des Rechts 
auf Nahrung gleichzeitig eine eindeutige Verletzung der 
Staatenpflicht dar, den Zugang zu Nahrung der Bevölkerung 
zu respektieren. Die Nahrungsmittelvorräte sowie ihre Felder 
wurden zerstört, ihre Nutztiere vertrieben oder verbrannt. Da 
die Betroffenen nicht entschädigt wurden, hatten sie auch 
keinen alternativen Zugang zu Nahrung. Weder konnten sie 
auf anderen Grundstücken Nahrung anbauen noch waren sie 
finanziell entschädigt worden, um sich Nahrung zu kaufen. 
Die ugandische Regierung verletzt ihre menschenrechtliche 
Verpflichtungen bis heute. Denn während die Betroffenen sich 
vor der Vertreibung ausreichend ernähren konnten, können 
sie das seitdem nicht mehr85. 

Darüber hinaus hat die Regierung das menschenrechtliche Ver-
fahren im Falle von Zwangsvertreibungen nicht beachtet und 
ihre Pflicht, das Recht auf Wohnen zu respektieren, verletzt: 

a) Die Betroffenen wurden nicht ernsthaft konsultiert. Sie 
wurden lediglich über das Plantagenprojekt informiert und 
aufgefordert, ihr Land zu verlassen.

b) Die Betroffenen wurden nicht frühzeitig über den Termin 
der Vertreibung informiert. Sie wurden erstmals im Juni 
2001 aufgefordert, ihre Häuser und Grundstücke bis zum 
31. August 2001 zu verlassen, ohne dass klar war, wohin 
sie umziehen sollen. Zusätzlich wurde am 7. August die 
Räumungsfrist auf den 15. August vorgezogen.

c) Die Vertriebenen wurden nicht frühzeitig darüber 
informiert, dass sie gegebenenfalls vertrieben werden 
sollten. Ihnen wurde lediglich bei einer Versammlung am 
17. August damit gedroht.

d) Bei der Vertreibung war keinE RegierungsverterIn 
anwesend. 

e) Die Vertreibung wurde von Soldaten und Männern in 
Zivilkleidung durchgeführt. Sie waren nicht eindeutig zu 
identifizieren.

f) Die Vertreibung fand während der Regenzeit statt, sodass 
die Vertriebenen schutzlos tropischen Regenschauern 
ausgeliefert waren. Die Betroffenen hatten dem nicht 
zugestimmt.

g) KeineR der Vertriebenen wurde entschädigt.

h) Die Vertriebenen haben keinen rechtlichen Beistand im 
Zusammenhang mit ihrer Klage erhalten.

 
Verletzung der Pflicht zur Wiedergutmachung

Obwohl die Betroffenen nach der Vertreibung bei verschie-
denen staatlichen Stellen um Beistand und Unterstützung 
gebeten hatten, haben diese jegliche Hilfe verweigert. Darü-
ber hinaus hat die Staatsanwaltschaft zur Verschleppung des 
Gerichtsverfahrens beigetragen, indem sie zu Verhandlungs-
terminen entweder unvorbereitet oder gar nicht erschien und 
ihre eidesstattlichen Erklärungen nicht einreichte.

5.2| Menschenrechtliche Mitverantwortung  
 der Neumann Gruppe

Die Neumann Gruppe hat bisher keine Strategie zur Wahr-
nehmung und Umsetzung ihrer menschenrechtlichen Sorg-
faltspflicht veröffentlicht, wie sie in UN-Leitprinzip Nr. 16 
gefordert wird. 

Die Neumann Gruppe wusste, dass das Land, das sie für den 
Aufbau der Kaweri-Plantage ausgesucht hatte, bewohnt war. 
Die Kriterien, die sie der ugandischen Regierung für die Um-
siedlung setzte, halten aber menschenrechtlichen Standards 
weder theoretisch noch praktisch stand. Da das Unternehmen 
bereits mit einem weiteren Tochterunternehmen, der Ibero Ltd, 
in Uganda vertreten war, kann davon ausgegangen werden, 
dass ihm die politischen Gegebenheiten bekannt waren. 
Uganda stand auch in der Planungsphase der Plantage wegen 
Menschenrechtsverletzungen in der Kritik86. Darüber hinaus 
kann davon ausgegangen werden, dass das Unternehmen 
Zugang zu den für sein Investitionsvorhaben relevanten Ge-
setzestexten hatte, zum Beispiel zum Landgesetz (Land Act), 
der das komplexe Geflecht verschiedener Landtitel regelt.

Angesicht der allgemein bekannten systematischen Men-
schenrechtsverletzungen durch Sicherheitskräfte in Uganda 
hätte die Neumann Gruppe ausdrücklich verlangen müssen, 
dass bei der Umsiedlung der DorfbewohnerInnen nach rechts-
staatlichen Prinzipien erfolgt und keine Gewalt angewendet 
werden darf. Sie hätte dies zum Beispiel als Bedingung für 
das Zustandekommen des Pachtvertrags bzw. als Grund zur 
Annullierung des Vertrags festsetzen können (siehe UN-
Leitprinzip Nr. 17).
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Weiterhin hätte sie die Weigerung der Vertriebenen, weg-
zuziehen, sowie ihre Beschwerden über die ausgebliebenen 
Entschädigungen ernst nehmen müssen. Da Vertreter von 
Kaweri bei einigen der Informationsveranstaltungen der 
Bezirksbehörden anwesend waren, wussten sie vom Wieder-
stand der DorfbewohnerInnen87. Insbesondere nachdem die 
Behörden am 17.8.2001 mit Gewalt drohten, hätte Kaweri bzw. 
die Neumann Gruppe eingreifen müssen, um ihrer menschen-
rechtlichen Verantwortung gerecht zu werden. 

Mitarbeiter des Unternehmens haben wenige Tage nach der 
Vertreibung wahrgenommen, dass Gewalt eingesetzt worden 
war88. Sie hätten die Reißleine ziehen und von der Investition 
zurücktreten können. Stattdessen haben sie unmittelbar mit 
der Rodung des Geländes begonnen, obwohl der Pachtvertrag 
zwischen der UIA und Kaweri Coffee Plantation zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht unterzeichnet war. 

Bis heute verweigern Kaweri und die Neumann Gruppe den 
Dialog mit den Vertriebenen, obwohl die Vertriebenen mehr-
fach schriftlich darum gebeten haben. Bis auf das abschlie-
ßende Treffen im Rahmen des OECD-Verfahren (s. Kapitel 
2.3) und ein weiteres von FIAN initiiertes Treffen hat das 
Unternehmen nicht direkt mit den Vertriebenen gesprochen. 

Das Unternehmen hat versucht, das Gerichtsverfahren zu 
verhindern und zu seiner Verzögerung beigetragen. Aus men-
schenrechtlicher Sicht, gemäß UN-Leitprinzip Nr. 22, hätte 
das Unternehmen aber die Bestrebungen der Vertriebenen 
nach Wiedergutmachung unterstützen sollen. Faktisch hat 
das Unternehmen dazu beigetragen, dass die Vertriebenen 
auch 12 Jahre nach dem schrecklichen Ereignis noch immer 
nicht entschädigt worden sind.

Es gibt keinen Hinweis darauf, dass das Unternehmen Instru-
mente und Verfahren zur Behandlung von Beschwerden und 
zur Wiedergutmachung nach Menschenrechtsverletzungen 
entwickelt hat. Zwar hat Kaweri nach der Vertreibung hu-
manitäre Hilfe geleistet, den Bau der neuen Grundschule in 
Kyengeza finanziert und eine Wasserleitung nach Kyengeza 
gelegt. Die Neumann Gruppe bestreitet aber sowohl das 
Ausmaß der Menschenrechtsverletzungen als auch jegliche 
Beteiligung und Verantwortung für die Vertreibung und ihre 
Folgen89. Dieses Bekenntnis zur menschenrechtlichen Verant-
wortung wäre aber ein notwendiger Ausgangspunkt für eine 
Wiedergutmachung, vor allem der Traumata der Vertriebenen. 

5.3| Deutschlands extraterritoriale  
 Staatenpflichten

Aus menschenrechtlicher Perspektive muss die Bundesre-
gierung dafür Sorge tragen, dass deutsche Unternehmen 
und ihre Tochterfirmen bei Investitionen im Ausland die 
Menschenrechte der dortigen Bevölkerung achten. Diese 
Verpflichtung ergibt sich aus den Prinzipien der Universalität 
der Menschenrechte und der internationalen Kooperation 
zum Schutz und zur Förderung von Menschenrechten, die in 
der Charta der Vereinten Nationen festgelegt sind. Weiterhin 
verlangt Art. 2 Abs. 1 des UN-Sozialpakts, dass die Unter-
zeichnerstaaten ihre menschenrechtlichen Verpflichtungen 
„einzeln und durch internationale Hilfe und Zusammenarbeit“ 
umsetzen90. Das bedeutet, dass Staaten Menschenrechte nicht 

nur in ihrem eigenen Staatsgebiet respektieren, schützen 
und gewährleisten müssen, sondern auch in anderen Staaten 
(extraterritorial), in denen sie oder private Akteure ihres 
Staatsgebiets aktiv sind. 

Gemäß den Maastrichter Prinzipien 24, 25, 26 und 29 müssen 
Staaten

• sicherstellen, dass nicht-staatliche Akteure unter 
ihrem Einfluss den Genuss von Menschenrechten nicht 
beeinträchtigen oder unmöglich machen. Dies gilt auch 
für drohende Menschenrechtsverletzungen im Ausland.

• Maßnahmen ergreifen, um wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte zu schützen, wenn das Unternehmen oder 
der Mutterkonzern seinen Sitz oder seinen wesentlichen 
Geschäftsbereich im Staatsgebiet hat. Dies schließt das 
Konzernmodell mit rechtlich eigenständigen Tochterfirmen 
in verschiedenen Staaten, die aber durch eine Investition 
des Mutterkonzerns miteinander verbunden sind, ausdrück-
lich mit ein91. 

• in Fällen, in denen Staaten Unternehmen nicht regulieren 
können, zumindest ihre Möglichkeiten ausschöpfen, die 
Unternehmen dahingehend zu beeinflussen, dass sie die 
Menschenrechte bei ihren Aktivitäten im Ausland respek-
tieren. 

• ein politisch und rechtlich günstiges Umfeld schaffen, 
um wirtschaftliche, soziale und kulturelle Menschenrechte 
zu verwirklichen. Dazu gehört das Vorgehen innerhalb 
internationaler Organisationen. Die UN-Leitprinzipien 
fordern dies in Prinzip 10 ebenfalls.

Ist es dennoch zur Verletzung von Menschenrechten gekom-
men, sind die Staaten gemäß Prinzip 37 verpflichtet, den 
Opfern Zugang zu gerichtlichen und außergerichtlichen 
Rechtsmitteln zu ermöglichen. Dies ist insbesondere dann 
nötig, wenn die Betroffenen in ihrem Staat keinen Zugang zu 
Rechtsmitteln haben. Außerdem muss der Staat dafür Sorge 
tragen, dass die Opfer an der Festlegung der Art und Höhe 
der Wiedergutmachung beteiligt werden. 

Die Kaweri Coffee Plantation Ltd. ist eine hundertprozentige 
Tochterfirma der Hamburger Neumann Gruppe. Die extrater-
ritorialen Verpflichtungen der Bundesregierung bedeuten im 
Vertreibungsfall der Kaweri Kaffeeplantage also, dass die Bun-
desregierung menschenrechtlich dazu verpflichtet war/ist:

• in internationalen Organisationen, die zur Unterstützung 
des Projekts Kaweri Coffee Plantation angefragt waren, auf 
die Verpflichtung hinzuweisen, die Menschenrechte der 
betroffenen Bevölkerung zu respektieren und zu schützen;

• bereits in der Planungsphase der Kaweri Coffee Plantation 
ihre rechtlichen und politischen Möglichkeiten zu nutzen, 
um möglichen Menschenrechtsverletzungen in Uganda 
vorzubeugen;

• nach Kenntnis der erfolgten Menschenrechtsverlet-
zungen den Vertriebenen Zugang zu gerichtlichen und 
außergerichtlichen Rechtsmitteln zu ermöglichen;
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• die Beteiligung der Betroffenen an der Festsetzung von 
Art und Höhe einer Wiedergutmachung sicherzustellen.

Bundesregierung wird ihren menschenrechtlichen Ver-
pfl ichtungen nicht ausreichend gerecht

Die Neumann Gruppe wusste von Beginn ihrer Pläne an, dass 
das Land, das sie für die Kaweri Coffee Plantation ausgewählt 
hatte, bewohnt war. Es kann davon ausgegangen werden, dass 
die Neumann Gruppe das Projekt der deutschen Botschaft in 
Uganda bereits in der Planungsphase vorgestellt hat. Hier 
hätte die Botschaft bereits vor möglichen Menschenrechtsver-
letzungen warnen und eine menschenrechtliche Risikoanalyse 
empfehlen können. Darüber hinaus hat die Gesellschaft für 
technische Zusammenarbeit (GTZ, heute GIZ) den Aufbau 
der Plantage zwischen Oktober 2000 und Oktober 2003 mit 
316.000 D-Mark einer privat-öffentlichen Partnerschaft unter-
stützt92. Auch für diese Unterstützung liegen keine Hinweise 
dazu vor, dass vorab eine menschenrechtliche Risiko-Analyse 
von der Neumann Gruppe verlangt wurde. Die Kaweri Coffee 
Plantation wurde weiterhin mit einem Kredit der Afrikani-
schen Entwicklungsbank in Höhe von 2,5 Millionen US-Dollar 
aufgebaut93. Deutschland ist seit 1983 im Leitungsgremium 
(Exekutivrat) der Bank vertreten und hätte daher dort die 
Möglichkeit gehabt, vor der Bewilligung der Projektgelder 
eine menschenrechtliche Risikoanalyse zu fordern. 

Nach der Vertreibung sind die Bundesregierung und Mitglieder 
des Bundestages wiederholt von den Vertriebenen und FIAN 
über die schweren Menschenrechtsverletzungen im Zusam-
menhang mit der Kaweri Kaffeeplantage informiert worden 
und haben in unterschiedlicher Weise darauf reagiert:

Auf	Bitte	von	FIAN	intervenierte	der Bundestagsabge-
ordnete Hans Büttner über das Büro der Friedrich-Ebert-
Stiftung in Uganda, als die Polizei im März 2004 gewaltsam 
auf einen Streik der PlantagenarbeiterInnen reagierte. 
Dadurch konnten weitere Menschenrechtsverletzungen 
verhindert werden.

Im	Mai	2004	informierte	FIAN mit zwei VertreterInnen 
der Vertriebenen den zuständigen Länderreferenten des 
Auswärtigen Amts sowie Mitglieder des Bundestages in 
persönlichen Gesprächen über die gewaltsame Vertreibung 
und ihre Folgen. 

Im	Dezember	2004	untersuchte	die deutsche Botschaft 
daraufhin laut eigenen Aussagen die Vorwürfe und setzte 
sich bei der ugandischen Regierung für eine Lösung des 
Konfl ikts ein.

Im	März	2005	informierte	FIAN den deutschen Botschaf-
ter in Uganda in einem persönlichen Gespräch. 

Professorin	Dr.	Herta	Däubler	Gmelin, damalige Vorsit-
zende des Menschenrechtsausschusses des Bundestages, 
und Thilo Hoppe, damaliger Vorsitzender des Bundestags-
ausschusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit, versuch-
ten auf Bitte von FIAN und den Vertriebenen zwischen 
der Neumann Gruppe und ihnen zu vermitteln. Im August 
2009 vermittelten die beiden Abgeordneten ein Gespräch 
zwischen der Neumann Gruppe und FIAN, an dem auch der 
ugandische Botschafter in Deutschland und ein Vertreter 
der Deutschen Investitions- und Entwicklungsgesellschaft 
(DEG) teilnahmen. Die darin vereinbarten nächsten 
Schritte wurden von der Neumann Gruppe nicht umgesetzt.

Das	Bundesministerium	für	Wirtschaft	und	Technologie 
nahm 2009 die Beschwerde gegen die Neumann Gruppe 
wegen Verletzung der OECD-Richtlinien für multinationale 
Unternehmen an, beendete das außergerichtliche Verfah-
ren aber vorzeitig (s. dazu Kapitel 4.7 ) und äußerte sich in 
seiner Abschließenden Stellungnahme einseitig zugunsten 
der Neumann Gruppe.

Die	 deutsche	 Botschaft	 in	 Uganda sandte 2009/2010 
BeobachterInnen zu Gerichtsterminen in Kampala.

Auf	Wunsch	einer	Delegation	des Bundestagsausschus-
ses für wirtschaftliche Zusammenarbeit organisierte die 
deutsche Botschaft in Uganda im Mai 2013 ein Treffen mit 
dem Sprecher der Vertriebenen in Kampala.

Der	ehemalige	Entwicklungsminister	Dirk	Niebel setzte 
sich im Juni 2013 gegenüber FIAN schriftlich für die Neu-
mann Gruppe ein. Ohne mit den Vertriebenen gesprochen zu 
haben, forderte er FIAN in seinem Brief auf, die „öffentliche 
Darstellung des Falls zu überdenken“. Die Neumann Gruppe 
habe das Wohlwollen der Bundesregierung und FIANs Kam-
pagne würde den gesamten ugandischen Kaffeesektor in 
Verruf bringen, der eine wichtige Einnahmequelle für das 
Land sei94. FIAN hat die Aufforderung als Eingriff in seine 
unabhängige Menschenrechtsarbeit zurückgewiesen95. 
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Die Bitte der Vertriebenen, in Uganda einen Runden Tisch mit 
der ugandischen Regierung, der Neumann Gruppe und ihnen 
zu organisieren, erfüllte die Bundesregierung bisher nicht. 
Laut Aussagen der Neumann Gruppe sieht die ugandische 
Regierung den Fall zwar als rein interne Angelegenheit und 
verwahre sich gegen Einmischung von außen. Der Schutz 
der Menschenrechte ist aber international verankert und 
keine rein nationale Angelegenheit. Durch die Ratifizierung 
der Menschenrechtsabkommen hat Uganda dies anerkannt. 
Zusätzlich wäre es aufgrund der Beteiligung eines deutschen 
Unternehmens absurd, diesen Fall als eine rein nationale An-
gelegenheit zu betrachten. Die Bundesregierung ist einer der 
größten Geber der Entwicklungszusammenarbeit für Uganda. 
Das Auswärtige Amt beschreibt die Beziehungen zu Uganda als 
gut96. Die Bundesregierung hätte die Bitte der Vertriebenen, 
ein Drei-Parteien-Gespräch zu organisieren, zum Beispiel bei 
den Verhandlungen über die weitere Entwicklungszusammen-
arbeit in den Vordergrund stellen können, die periodisch 
stattfinden und zuletzt von Ex-Minister Niebel im Juni 2013 
abgeschlossen wurden.

Die Vertriebenen haben keinen Zugang zum deutschen 
Justizsystem. Mangels einer gesetzlichen Regelung können 
sie in Deutschland nicht gegen die Neumann Gruppe, dem 
Mutterkonzern der Kaweri Coffee Plantation klagen. Dies 
wäre angesichts des verschleppten Gerichtsverfahrens und 
der Berichte über Einflussnahme der ugandischen Regierung 
auf Gerichtsverfahren nötig, damit die Vertriebenen eine 
Aussicht auf eine unabhängige Rechtsprechung und ein verzö-
gerungsfreies Verfahren haben. Der Menschenrechtsausschuss 
der Vereinten Nationen hat diesen Mangel erkannt und die 
Bundesregierung im November 2012 in seinen Abschließenden 
Empfehlungen zur Umsetzung des UN-Zivilpakts in Deutschland 
aufgefordert, den Rechtsschutz für Opfer von Menschenrechts-
verletzungen durch deutsche Unternehmen im Ausland zu 
stärken97. Dieser Aufforderung ist die Bundesregierung bisher 
nicht nachgekommen.

Als außergerichtliches Instrument zur Wiedergutmachung für 
Opfer von Menschenrechtsverletzungen im Zusammenhang mit 
Aktivitäten von deutschen Unternehmen im Ausland bietet 
die Bundesregierung das Verfahren zu den OECD-Leitsätzen 
für Multinationale Unternehmen an. Doch die Ansiedlung der 
dafür zuständigen deutschen Nationalen Kontaktstelle (NKS) 
im Referat für Außenwirtschaftsförderung des Bundeswirt-
schaftsministeriums widerspricht den Maastrichter Prinzipien, 
wonach Menschenrechtsverletzungen von unabhängigen  
Instanzen behandelt werden sollen. Dies hat offensichtlich mit 
dazu beigetragen, dass die NKS sich in ihrer abschließenden 
Stellungnahme einseitig hinter das Unternehmen gestellt hat.

Trotz der Bemühungen einzelner Mitglieder der Bundesregie-
rung und des Bundestages hat Deutschland seine menschen-
rechtlichen Verpflichtungen gegenüber den Vertriebenen in 
Uganda nicht ausreichend erfüllt. Insbesondere in der Pla-
nungsphase der Kaweri Coffee Plantation hat die Bundesregie-
rung die ihr zur Verfügung stehenden Mittel zur Verhinderung 
der Vertreibung nicht genutzt und hat damit ihre Schutzpflicht 
verletzt. Erst nachdem sie in persönlichen Gesprächen und 
durch öffentliche Berichte auf die Menschenrechtsverletzun-
gen hingewiesen wurde, ist sie aktiv geworden. Allerdings 
machen sowohl die abschließende Stellungnahme der NKS 
als auch der Brief von Ex-Minister Niebel an FIAN deutlich, 
dass sie bisher in diesem Fall den wirtschaftlichen Interessen 

der Neumann Gruppe gegenüber den menschenrechtlichen 
Forderungen der Vertriebenen den Vorzug gibt. 

Im konkreten Fall bleibt die Forderung der Vertriebenen an 
die Bundesregierung bestehen, einen Drei-Parteien-Dialog 
zwischen den Vertriebenen, der Neumann Gruppe und der 
ugandischen Regierung zu initiieren und gegebenenfalls zu 
begleiten. Denn auch wenn nach elfjährigem Verfahren im 
März 2013 ein erstes Gerichtsurteil gesprochen wurde, deu-
tet die Untätigkeit des nun zuständigen Berufungsgerichts 
(Court of Appeal) darauf hin, dass der Gerichtsprozess erneut 
verzögert wird98. Darüber hinaus sollte die Bundesregierung 
gegenüber der ugandischen Regierung klarstellen, dass jegli-
che Einflussnahme der Regierung auf das Verfahren inakzep-
tabel ist. Zur Stärkung der Sicherheit der Vertriebenen wäre 
es darüber hinaus hilfreich, wenn der Deutsche Botschafter 
sich in Kyengeza mit den Vertriebenen zum Gespräch treffen 
würde. Dies würde 

• ein deutliches Signal an die ugandische Regierung senden, 
 die Rechte dieser Gruppe zu respektieren.

• ihm ermöglichen, sich aus erster Hand über die Vertreibung  
 und ihre Folgen zu informieren.

• ihm ermöglichen, Bedingungen der Vertriebenen für einen 
 Drei-Parteien-Dialog zu besprechen.

Darüber hinaus ist die Bundesregierung gefordert, eine 
schnelle Lösung des Falls bei allen Regierungskontakten 
mit Uganda einzufordern. Dazu gehört zum Beispiel die 
Unterstützung des Gerichtsverfahrens durch die ugandische 
Staatsanwaltschaft.

Um in Zukunft ähnliche Fälle von Menschenrechtsverletzun-
gen zu vermeiden, ist es nötig, dass die Bundesregierung 
menschenrechtliche Risikoanalysen strukturell in ihren au-
ßenpolitischen und entwicklungspolitischen Instrumenten 
verankert. Beispielsweise muss sie dafür Sorge tragen, dass 
gründliche Prüfungen menschenrechtlicher Folgen durch die 
Investitionen eine zwingende Voraussetzung für die Vergabe 
von Krediten von Entwicklungsbanken an Unternehmen 
sind. Zudem ist sie aufgefordert, die Empfehlung des UN-
Menschenrechtsausschusses umzusetzen und Opfern von 
Menschenrechtsverletzungen durch Aktivitäten deutscher 
Unternehmen im Ausland Zugang zum deutschen Justizsystem 
zu ermöglichen. Darüber hinaus muss aus menschenrecht-
licher Perspektive die Struktur und die Ansiedlung der NKS 
hinsichtlich bestehender Interessenkonflikte überprüft und 
unter Beteiligung von zivilgesellschaftlichen Organisationen 
unabhängig von wirtschaftspolitischen Interessen aufgestellt 
werden. 
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Mit	Menschenrechten	gegen	den	Hunger!

FIAN, das Food First Informations- und Aktions-Netzwerk, wurde 
1986 gegründet, um für die Verwirklichung des Menschenrechts 
auf Nahrung zu kämpfen. Mittlerweile hat FIAN Mitglieder in über 
50 Ländern auf allen fünf Kontinenten. In 18 Ländern bestehen 
nationale Vertretungen. Weltweit unterstützt FIAN Opfer von 
Verletzungen des Rechts auf Nahrung bei der Verteidigung ihrer 
Rechte. Bei den Vereinten Nationen hat FIAN Beraterstatus.

Die Mitglieder und UnterstützerInnen von FIAN engagieren sich für 
eine Welt, die frei von Hunger ist und in der jede Person Zugang 
zu den Ressourcen hat, die ihr ein Leben in Würde ermöglichen.

Wenn das Menschenrecht auf Nahrung verletzt oder gefährdet 
wird, greift FIAN ein: mit internationalen Protestbriefaktionen, 
mit Fall- und Recherchearbeit vor Ort, mit Öffentlichkeits-, Kam-
pagnen- und Lobbyarbeit. Zudem macht FIAN mit Arbeit in der 
Menschenrechtsbildung das Recht auf Nahrung in Deutschland 
und international bekannter.

FIAN ist eine basisorientierte Mitgliederorganisation und unab-
hängig von politischen und konfessionellen Gruppen, Parteien, 
Regierungen und Ideologien. Unser Engagement wirkt! Machen 
Sie mit!


